
TTIP, TiSA und CETA 
Gefährdung der Demokratie in 

den Kommunen!

Die Freihandelsabkommen TTIP (mit USA), CETA (mit Kanada) und TiSA 

(fast alle Industrienationen) sind Mammut-Projekte, die derzeit auf EU-

Ebene mit höchster Geheimhaltungsstufe ausgehandelt werden. Auf 

einen Schlag regeln sie unzählige umfassende Bereiche: 

• Investitionsschutz: Sollen Konzerne das Recht bekommen, 

Staaten auf Schadenersatz zu verklagen, wenn ihre Gewinne 

aufgrund staatlicher Regulierungen geschmälert werden?

• Lebensmittelproduktion & Chemikalien: Welche Produkte, 

gelangen, hergestellt nach welchen Verfahren, und mit welchen 

Zusatzstoffen auf unsere Märkte? (Bsp. Genmais)

• Verbraucher- & Naturschutz, Arbeitnehmerrechte: Sollen 

demokratisch erstrittene Rechte als Handelshemmnis deklariert 

und abgebaut werden?

• Finanzmarktregulierung & Datenschutzfragen: Nach welchen 

Standards werden Finanzmärkte reguliert & Daten geschützt? 

• Regulatorische Kooperation: sollen „Stakeholder“ in Zukunft in 

der EU noch stärkeren Einfluss auf Regulierungen haben, die sie 

selbst betreffen?

Keine Eingriffe in die Demokratie!
Auch die Kommunen sind stark betroffen, und haben doch keinerlei 

Mitspracherechte bei den Abkommen:

• Weitere Privatisierung der öffentlichen Daseinsvorsorge und 

damit Einschränkung der demokratischen Gestaltung,  zum 

Beispiel bei: Nahverkehr, Abwasser, Müll, Gesundheit & Bildung.

• Sogenannte Rachet- und Stillstandsklauseln machen die Re-

Kommunalisierung einmal liberalisierter Bereiche wie Wasser- 

und Stromversorgung unmöglich.



• Staatliche Subventionen, etwa für kommunale Krankenhäuser, 

geraten unter Beschuss, weil private Unternehmen vor  

Schiedsgerichten klagen können. Das Recht aus Gründen des 

Gemeinwohls zu subventionieren steht auf dem Spiel.

• Die Schwellenwerte für eine  EU-, USA- oder Kanadaweite 

Ausschreibungspflicht öffentlicher Aufträge (z. B. für den Bau 

eines Schwimmbads oder Dienstleistungen) werden immer 

niedriger. Darum wird es schwieriger Unternehmen zu 

bevorzugen, die sozial & ökologisch nachhaltig handeln.

• Es wird vielfach in kommunale Hoheitsrechte wie Planungs-, 

Satzungs-, Finanz- und Organisationshoheit eingegriffen!

Diese Einschränkungen der Demokratie zugunsten der Großkonzerne 

dürfen wir nicht hinnehmen. Die Gemeinderäte aller Kommunen 

sollten sich gegen sämtliche Vorstöße in den Freihandelsabkommen 

aussprechen, die unsere Demokratie einschränken.

Bitte informieren Sie sich (und andere) weiter & werden Sie aktiv:

Unterschreiben Sie hier die europäische 

Bürgerinitiative (EBI) gegen TTIP und CETA: 

www.mehr-demokratie.de/stoppttip.html

Auch Info-Material und Unterschriftenlisten für die europäische 

Bürgerinitiative können Sie dort kostenlos bestellen.

V.i.S.d.P.: Sarah Händel, Mehr Demokratie e.V., 

Rotebühlstr. 86/1,  70178 Stuttgart 

Mail: sarah.haendel@mitentscheiden.de


